
Tenor 

Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 2 und Abs. 2 der Richtlinie 97/7/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 1997 über 
den Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz ist dahin 
auszulegen, dass er einer nationalen Regelung entgegensteht, nach der 
der Lieferer in einem im Fernabsatz abgeschlossenen Vertrag dem 
Verbraucher die Kosten der Zusendung der Ware auferlegen darf, 
wenn dieser sein Widerrufsrecht ausübt. 

( 1 ) ABl. C 32 vom 7.2.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 15. April 
2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal de 
grande instance de Paris — Frankreich) — Fundación 
Gala-Salvador Dalí, Visual Entidad de Gestión de Artistas 
Plásticos (VEGAP)/Société des auteurs dans les arts 
graphiques et plastiques (ADAGP), Juan-Leonardo Bonet 
Domenech, Eulalia-María Bas Dalí, María del Carmen 
Domenech Biosca, Antonio Domenech Biosca, Ana-María 

Busquets Bonet, Mónica Busquets Bonet 

(Rechtssache C-518/08) ( 1 ) 

(Rechtsangleichung — Geistiges Eigentum — Urheberrecht 
und verwandte Schutzrechte — Folgerecht des Urhebers des 
Originals eines Kunstwerks — Richtlinie 2001/84/EG — 
Anspruchsberechtigte nach dem Tod des Urhebers des Werks 
— Begriff „Rechtsnachfolger“ — Nationale Rechtsvorschrift, 
die das Folgerecht für einen Zeitraum von 70 Jahren nach 
dem Tod des Urhebers seinen Erben unter Ausschluss von 
Vermächtnisnehmern und Rechtsnachfolgern vorbehält — 

Vereinbarkeit mit der Richtlinie 2001/84) 

(2010/C 148/10) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal de grande instance de Paris 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Fundación Gala-Salvador Dalí, Visual Entidad de Gestión 
de Artistas Plásticos (VEGAP) 

Beklagte: Société des auteurs dans les arts graphiques et plas­
tiques (ADAGP), Juan-Leonardo Bonet Domenech, Eulalia-María 
Bas Dalí, María del Carmen Domenech Biosca, Antonio Dome­
nech Biosca, Ana-María Busquets Bonet, Mónica Busquets Bonet 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Tribunal de Grande Instance de 
Paris — Auslegung des Art. 6 und des Art. 8 Abs. 2 und 3 der 
Richtlinie 2001/84/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. September 2001 über das Folgerecht des Urhe­
bers des Originals eines Kunstwerks (ABl. L 272, S. 32) — 
Anspruchsberechtigte des Folgerechts nach dem Tod des Urhe­
bers des Kunstwerks — Vereinbarkeit einer nationalen Rechts­
vorschrift, die den Erben des Künstlers für einen Zeitraum von 
70 Jahren das Folgerecht unter Ausschluss aller Vermächtnis­
nehmer und Rechtsnachfolger vorbehält, mit der Richtlinie 
2001/84/EG 

Tenor 

Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 2001/84/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 27. September 2001 über das Folgerecht 
des Urhebers des Originals eines Kunstwerks ist dahin auszulegen, dass 
er nicht einer innerstaatlichen Rechtsvorschrift wie der im Ausgangs­
verfahren fraglichen entgegensteht, nach der auf Folgerechtsvergütungen 
unter Ausschluss durch Testament eingesetzter Vermächtnisnehmer al­
lein die gesetzlichen Erben des Künstlers Anspruch haben. Es ist daher 
Sache des vorlegenden Gerichts, für die Anwendung der innerstaatli­
chen Rechtsvorschrift, durch die Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 2001/84 
umgesetzt wird, ordnungsgemäß alle einschlägigen Bestimmungen zu 
berücksichtigen, die Kollisionen von gesetzlichen Regelungen über den 
für das Folgerecht geltenden Erbanfall lösen sollen. 

( 1 ) ABl. C 32 vom 7.2.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 15. April 
2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der 
Nederlanden, Gerechtshof Amsterdam — Niederlande) — 
X Holding BV/Staatssecretaris van Financiën (C-538/08), 
Oracle Nederland BV/Inspecteur van de Belastingdienst 

Utrecht-Gooi (C-33/09) 

(Verbundene Rechtssachen C-538/08 und C-33/09) ( 1 ) 

(Sechste Mehrwertsteuerrichtlinie — Recht auf Vorsteuer­
abzug — Nationale Regelung, die das Recht auf Vorsteuer­
abzug für bestimmte Arten von Gegenständen und Dienstleis­
tungen ausschließt — Befugnis der Mitgliedstaaten, die Aus­
schlüsse vom Vorsteuerabzugsrecht beizubehalten, die zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Sechsten Richtlinie bestanden 

— Änderung nach Inkrafttreten dieser Richtlinie) 

(2010/C 148/11) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden, Gerechtshof Amsterdam
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Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: X Holding BV (C-538/08), Oracle Nederland BV 
(C-33/09) 

Beklagte: Staatssecretaris van Financiën (C-538/08), Inspecteur 
van de Belastingdienst Utrecht-Gooi (C-33/09) 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Hoge Raad der Nederlanden — 
Auslegung von Art. 11 Abs. 4 der Zweiten Richtlinie 
67/228/EWG des Rates vom 11. April 1967 zur Harmonisie­
rung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Um­
satzsteuern — Struktur und Anwendungsmodalitäten des ge­
meinsamen Mehrwertsteuersystems (ABl. L 71, S. 1303) und 
von Art. 6 Abs. 2 und 17 Abs. 2 und 6 der Sechsten Richtlinie 
77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteu­
ern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuer­
pflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1) — Ausschluss 
des Rechts auf Vorsteuerabzug — Möglichkeit der Mitgliedstaa­
ten, die Ausschlüsse beizubehalten, die zum Zeitpunkt des In­
krafttretens der Sechsten Richtlinie gegolten haben — Der 
Sechsten Richtlinie vorhergehende Regelung, die den Ausschluss 
des Abzugsrechts für Arten von Gegenständen und Dienstleis­
tungen vorsieht, die für den privaten Transport verwendet wer­
den — Definition dieser Arten 

Tenor 

1. Art. 11 Abs. 4 der Zweiten Richtlinie 67/228/EWG des Rates 
vom 11. April 1967 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Struktur und An­
wendungsmodalitäten des gemeinsamen Mehrwertsteuersystems 
und Art. 17 Abs. 6 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des 
Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvor­
schriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemein­
sames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemes­
sungsgrundlage sind dahin auszulegen, dass sie der Steuerregelung 
eines Mitgliedstaats nicht entgegenstehen, die den Ausschluss des 
Vorsteuerabzugs in Bezug auf Arten von Ausgaben wie zum einen 
das Bereitstellen von „privaten Transportmöglichkeiten“, „Speisen“ 
und „Getränken“, „Wohnraum“ sowie von „Sport und Vergnügun­
gen“ für Mitglieder des Personals des Steuerpflichtigen und zum 
anderen „Werbegeschenke“ oder „andere Zuwendungen“ vorsieht. 

2. Art. 17 Abs. 6 der Sechsten Richtlinie 77/388 ist dahin aus­
zulegen, dass er einer nationalen Regelung nicht entgegensteht, die 
vor Inkrafttreten dieser Richtlinie erlassen wurde und nach der ein 
Steuerpflichtiger die bei der Anschaffung bestimmter Gegenstände 

und der Inanspruchnahme bestimmter Dienstleistungen, die teil­
weise für private und teilweise für geschäftliche Zwecke verwendet 
werden, gezahlte Mehrwertsteuer nicht vollständig abziehen kann, 
sondern nur entsprechend der Verwendung für geschäftliche Zwe­
cke. 

3. Art. 17 Abs. 6 der Sechsten Richtlinie 77/388 ist dahin aus­
zulegen, dass er einer Änderung eines bestehenden Ausschlusses 
des Vorsteuerabzugs durch einen Mitgliedstaat nach Inkrafttreten 
der Richtlinie nicht entgegensteht, mit der grundsätzlich die Trag­
weite des Ausschlusses eingeschränkt werden soll, dabei jedoch 
nicht ausgeschlossen werden kann, dass in einem Einzelfall in 
einem einzelnen Jahr insbesondere durch den pauschalen Charakter 
der geänderten Regelung der Anwendungsbereich der Beschrän­
kung des Abzugs erweitert wird. 

( 1 ) ABl. C 55 vom 7.3.2009. 
ABl. C 90 vom 18.4.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 
15. April 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Verwaltungsgerichtshofs — Österreich) — Friedrich G. 
Barth/Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 

(Rechtssache C-542/08) ( 1 ) 

(Freizügigkeit — Arbeitnehmer — Gleichbehandlung — 
Besondere Dienstalterszulage für Universitätsprofessoren 
nach einer nationalen Regelung, deren Unvereinbarkeit mit 
dem Gemeinschaftsrecht durch ein Urteil des Gerichtshofs 
festgestellt worden ist — Verjährungsfrist — Grundsätze 

der Äquivalenz und der Effektivität) 

(2010/C 148/12) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Friedrich G. Barth 

Beklagter: Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung
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